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Niedersächsisches Ausführungsgesetz
zum Zensusgesetz 2022
(Nds. AG ZensG 2022)

Vom 28. April 2021

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

I n h a l t s ü b e r s i c h t

E r s t e r  A b s c h n i t t

Landesstatistikbehörde

§ 1 Aufgaben und Befugnisse der Landesstatistikbehörde

Z w e i t e r  A b s c h n i t t

Örtliche Erhebungsstellen, Erhebungsbeauftragte

§ 2 Einrichtung und Abschottung der örtlichen Erhebungsstellen
§ 3 Fachaufsicht
§ 4 Aufgaben der örtlichen Erhebungsstellen
§ 5 Erhebungsbeauftragte

D r i t t e r  A b s c h n i t t

Rechte der betroffenen Person

§ 6 Beschränkung von Rechten der betroffenen Person nach der
Datenschutz-Grundverordnung

V i e r t e r  A b s c h n i t t

Ordnungswidrigkeiten, Zuweisungen

§ 7 Zuständigkeit für Ordnungswidrigkeiten
§ 8 Zuweisungen

F ü n f t e r  A b s c h n i t t

Schlussvorschrift
§ 9 Inkrafttreten

E r s t e r  A b s c h n i t t

Landesstatistikbehörde

§ 1

Aufgaben und Befugnisse der Landesstatistikbehörde

(1) Zuständige Behörde für die Vorbereitung und Durchfüh-
rung des Zensus nach dem Zensusgesetz 2022 (ZensG 2022)
vom 26. November 2019 (BGBl. I S. 1851), zuletzt geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I
S. 2675), in der jeweils geltenden Fassung (Zensus 2022) und
oberste Erhebungsstelle ist die Landesstatistikbehörde, soweit
in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die Landesstatistikbehörde stellt die durch den Zensus
2022 mit Stand vom 15. Mai 2022 (Zensusstichtag) ermittel-
ten amtlichen Einwohnerzahlen des Landes und der Gemein-
den fest.

(3) Die Landesstatistikbehörde regelt durch organisatorische
und technische Anordnungen die Anbindung der örtlichen
Erhebungsstellen an die für die Erfüllung ihrer Aufgaben nach
§ 4 dieses Gesetzes erforderlichen und von dem Statistischen
Bundesamt gemäß § 2 Abs. 2 des Zensusvorbereitungsgeset-
zes 2022 (ZensVorbG 2022) vom 3. März 2017 (BGBl. I S. 388),
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 3. Dezem-
ber 2020 (BGBl. I S. 2675), zentral bereitgestellten Fachverfah-
ren zur Informations- und Datenverarbeitung.

Z w e i t e r  A b s c h n i t t

Örtliche Erhebungsstellen, Erhebungsbeauftragte

§ 2

Einrichtung und Abschottung der 
örtlichen Erhebungsstellen

(1) 1Die örtliche Durchführung des Zensus 2022 obliegt

1. den Gemeinden mit mindestens 30 000 Einwohnerinnen
und Einwohnern,

2. im Übrigen den Landkreisen,

die zur Erfüllung dieser Aufgabe im erforderlichen Umfang
Erhebungsstellen im Sinne des § 19 ZensG 2022 (örtliche Er-
hebungsstellen) einzurichten haben. 2Maßgebend für die Ge-
meindegröße nach Satz 1 Nr. 1 ist die von der Landesstatistik-
behörde ermittelte Einwohnerzahl mit Stand 30. Juni 2019.

(2) 1Die örtlichen Erhebungsstellen sind durch personelle,
organisatorische und räumliche Maßnahmen von anderen Or-
ganisationseinheiten der Kommunalverwaltung zu trennen.
2Bei der Verarbeitung von Einzelangaben in Datenverarbei-
tungsanlagen ist die Abschottung dieser Daten gegenüber an-
deren Verwaltungsdaten und ihre Zweckbindung durch orga-
nisatorische, personelle und technische Maßnahmen der Da-
tensicherung zu gewährleisten. 3Als örtliche Erhebungsstelle
kann auch eine für die Statistik zuständige Organisationsein-
heit bestimmt werden, die nach § 9 Abs. 2 des Niedersächsi-
schen Statistikgesetzes (NStatG) durch Satzung eingerichtet
worden ist und die Anforderungen an eine örtliche Erhebungs-
stelle erfüllt.

(3) 1Unbeschadet der weiteren Möglichkeiten kommunaler
Zusammenarbeit und der Regelung in § 1 Abs. 4 NStatG kön-
nen mehrere der in Absatz 1 Satz 1 genannten Kommunen
eine gemeinsame Erhebungsstelle einrichten, insbesondere
wenn anders die Anforderungen an die Abschottung nach Ab-
satz 2 Sätze 1 und 2 nicht erfüllt werden können. 2Im Fall der
Einrichtung einer gemeinsamen Erhebungsstelle nach Satz 1
bleiben die Rechte und Pflichten der beteiligten Kommunen
unberührt.

(4) Das Nähere über die Anforderungen an die Abschottung
nach Absatz 2 Sätze 1 und 2 bestimmt das für Inneres zustän-
dige Ministerium durch Verwaltungsvorschrift.

§ 3

Fachaufsicht
1Die Kommunen, bei denen nach § 2 örtliche Erhebungs-

stellen einzurichten sind, nehmen die ihnen übertragene Auf-
gabe der örtlichen Durchführung des Zensus 2022 als staat-
liche Aufgabe zur Erfüllung nach Weisung (Aufgabe des über-
tragenen Wirkungskreises) wahr und unterstehen insoweit
der Fachaufsicht des Landes. 2Die Fachaufsicht führen die
Landesstatistikbehörde sowie als oberste Fachaufsichtsbehör-
de das für Inneres zuständige Ministerium. 3Die Fachauf-
sichtsbehörde trifft dabei gegenüber den Trägern der örtlichen
Erhebungsstellen die erforderlichen organisatorischen und
technischen Anordnungen, insbesondere hinsichtlich der zu
verwendenden Erhebungsunterlagen einschließlich der Da-
tenträger sowie der zu nutzenden Datenübermittlungswege,
des Erhebungsverfahrens und der Termin- und Ablaufplanung.

§ 4

Aufgaben der örtlichen Erhebungsstellen

(1) Die örtlichen Erhebungsstellen führen die Erhebungen
nach § 11 Abs. 1 Satz 1, § 14 Satz 1 und § 17 Abs. 1 Sätze 2
und 3 und Abs. 2 ZensG 2022 und erforderliche Nacherhe-
bungen nach § 29 Abs. 1 Satz 3 ZensG 2022 durch.

(2) 1Die örtlichen Erhebungsstellen haben bei der Durchfüh-
rung der Erhebungen nach Absatz 1 insbesondere

1. die erforderlichen Vorbereitungsmaßnahmen zu treffen,

2. Fragen von Auskunftspflichtigen zu beantworten und hier-
für über verschiedene Kommunikationsformen erreichbar
zu sein,
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3. die ermittelten Angaben und die eingegangenen Erhebungs-
unterlagen auf Vollzähligkeit und Vollständigkeit zu prüfen,

4. der Landesstatistikbehörde die vollzählige Erfassung und voll-
ständige Befragung der Erhebungseinheiten zu bestätigen,

5. die ermittelten Angaben und die eingegangenen Erhebungs-
unterlagen an die Landesstatistikbehörde zu übermitteln und

6. erforderlichenfalls die Auskunftspflichtigen durch Ver-
waltungsakt zur Erfüllung der Auskunftspflichten nach
§ 23 in Verbindung mit den §§ 25 und 26 ZensG 2022 auf-
zufordern, soweit es sich nicht um die Auskunftspflicht zu
den Wiederholungsbefragungen nach § 22 ZensG 2022
handelt.

2Für die Durchsetzung eines Verwaltungsaktes nach Satz 1
Nr. 6 ist die Körperschaft zuständig, für die die örtliche Erhe-
bungsstelle tätig wird.

(3) 1Die örtlichen Erhebungsstellen unterstützen die Lan-
desstatistikbehörde bei der Durchführung der Erhebung nach
§ 9 Abs. 1 ZensG 2022. 2Hierzu nehmen sie neben der Landes-
statistikbehörde die ausgefüllten Erhebungsunterlagen entge-
gen und leiten sie an diese weiter. 3Außerdem wirken sie bei
der Beantwortung von Fragen der Auskunftspflichtigen nach
§ 24 Abs. 1 Satz 1 ZensG 2022 mit.

(4) 1Die örtlichen Erhebungsstellen unterstützen die Landes-
statistikbehörde bei der Durchführung der Erhebung nach
§ 22 Abs. 1 Satz 1 ZensG 2022. 2Hierzu nehmen sie neben der
Landesstatistikbehörde die ausgefüllten Erhebungsunterlagen
entgegen und leiten sie an diese weiter. 3Außerdem wirken sie
bei der Beantwortung von Fragen der Auskunftspflichtigen
nach § 25 Abs. 1 Satz 1 ZensG 2022 mit.

(5) Die örtlichen Erhebungsstellen sind nicht befugt, Aus-
wertungen der erhobenen Daten selbst vorzunehmen oder
durch Dritte vornehmen zu lassen.

§ 5

Erhebungsbeauftragte

(1) Werden bei der Durchführung der Erhebungen Erhe-
bungsbeauftragte eingesetzt, so sind diese durch die Erhe-
bungsstelle anzuleiten und zu beaufsichtigen.

(2) 1Bürgerinnen und Bürger, die das 18. Lebensjahr vollen-
det haben, sind zur Übernahme der ehrenamtlichen Tätigkeit
als Erhebungsbeauftragte verpflichtet. 2Bürgerinnen und Bür-
ger sind Personen, die Deutsche im Sinne des Artikels 116
Abs. 1 des Grundgesetzes sind oder die Staatsangehörigkeit ei-
nes anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen
und ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt in Niedersach-
sen haben. 3Anderen Personen, die nicht unter Satz 2 fallen,
können die Erhebungsstellen die ehrenamtliche Tätigkeit als
Erhebungsbeauftragte mit ihrem Einverständnis übertragen.

(3) 1Bürgerinnen und Bürger dürfen nur aus wichtigem Grund
die Übernahme der ehrenamtlichen Tätigkeit ablehnen oder
ihr Ausscheiden verlangen. 2Ein wichtiger Grund liegt vor,
wenn den Bürgerinnen und Bürgern die ehrenamtliche Tätig-
keit wegen ihres Alters, ihres Gesundheitszustandes, ihrer Be-
rufs- oder Familienverhältnisse oder wegen sonstiger in ihrer
Person liegender Umstände nicht zugemutet werden kann.

(4) Die Gemeinden benennen den örtlichen Erhebungsstellen
in dem Landkreis, dem sie angehören, oder der Landesstatis-
tikbehörde auf Ersuchen Bürgerinnen und Bürger ihrer Ge-
meinde zur Bestellung als Erhebungsbeauftragte. 

(5) 1Die Kommunen benennen auf Ersuchen der örtlichen
Erhebungsstellen oder der Landesstatistikbehörde Bedienstete
für die Übernahme der Tätigkeit als Erhebungsbeauftragte
und stellen diese, soweit im Einzelfall erforderlich, für diese
Tätigkeit frei. 2Kernaufgaben der Verwaltung dürfen nicht un-
terbrochen werden. 3Die Benannten sind zur Übernahme der
Tätigkeit als Erhebungsbeauftragte verpflichtet. 4Sie dürfen
nur aus wichtigem Grund die Übernahme der Tätigkeit ableh-

nen oder ihr Ausscheiden verlangen; Absatz 3 Satz 2 gilt ent-
sprechend. 5Die Sätze 1 bis 4 gelten auch für sonstige unter
der Aufsicht des Landes stehende juristische Personen des öf-
fentlichen Rechts.

(6) Soweit es für eine Benennung nach Absatz 4 oder 5 oder
nach § 20 Abs. 2 Satz 1 ZensG 2022 erforderlich ist, dürfen
das Land, die Kommunen oder die sonstigen unter der Auf-
sicht des Landes stehenden juristischen Personen des öffentli-
chen Rechts den sie ersuchenden Erhebungsstellen personen-
bezogene Daten ihrer Bediensteten oder ihrer Bürgerinnen
und Bürger übermitteln. 

(7) 1Soweit es zum Zweck der Gewinnung, Auswahl und
Bestellung von Erhebungsbeauftragten, der Sicherstellung des
ordnungsgemäßen Einsatzes der Erhebungsbeauftragten und
der Berechnung der Aufwandsentschädigungen für die Erhe-
bungsbeauftragten erforderlich ist, dürfen die Erhebungsstel-
len personenbezogene Daten der betroffenen Personen verar-
beiten. 2Dies gilt auch für Gesundheitsdaten im Sinne des Ar-
tikels 9 Abs. 1 der Datenschutz-Grundverordnung, soweit ihre
Verarbeitung zur Feststellung des Vorliegens eines wichtigen
Grundes im Sinne des Absatzes 3 oder 5 Satz 4 oder des § 20
Abs. 2 Satz 3 ZensG 2022 erforderlich ist. 3Die Erhebungsstel-
len stellen sicher, dass Gesundheitsdaten im Sinne des Arti-
kels 9 Abs. 1 der Datenschutz-Grundverordnung von ärzt-
lichem Personal oder von sonstigen Personen, die ebenfalls ei-
ner Geheimhaltungspflicht unterliegen, verarbeitet werden.
4Im Übrigen gelten die Vorschriften des § 17 Abs. 2 bis 4 des
Niedersächsischen Datenschutzgesetzes.

D r i t t e r  A b s c h n i t t

Rechte der betroffenen Person

§ 6

Beschränkung von Rechten der betroffenen Person 
nach der Datenschutz-Grundverordnung

Die Rechte nach den Artikeln 15, 16, 18 und 21 der Daten-
schutz-Grundverordnung bestehen nicht, soweit und solange
die Inanspruchnahme dieser Rechte voraussichtlich die Ver-
wirklichung der mit der vollständigen und fristgerechten Durch-
führung des Zensus 2022 verbundenen statistischen Zwecke
unmöglich macht oder ernsthaft beeinträchtigt und der Aus-
schluss dieser Rechte für die Erfüllung dieser Zwecke notwen-
dig ist.

V i e r t e r  A b s c h n i t t

Ordnungswidrigkeiten, Zuweisungen

§ 7

Zuständigkeit für Ordnungswidrigkeiten
1Für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkei-

ten nach § 23 des Bundesstatistikgesetzes ist, soweit es sich
um die Erfüllung der Auskunftspflichten nach § 23 in Verbin-
dung mit den §§ 25 und 26 ZensG 2022, mit Ausnahme der
Auskunftspflicht zu den Wiederholungsbefragungen nach § 22
ZensG 2022, handelt, die Körperschaft zuständig, für die die
örtliche Erhebungsstelle tätig wird. 2Im Übrigen gelten die all-
gemeinen Regelungen.

§ 8

Zuweisungen

(1) 1Die in § 2 Abs. 1 genannten Kommunen erhalten vom
Land zur Erfüllung der übertragenen Aufgaben Finanzzuwei-
sungen auf die pauschalierten Kosten in Höhe von insgesamt
7 426 000 Euro, davon entfallen

1. 3 998 000 Euro auf die Einrichtung und den Betrieb der
örtlichen Erhebungsstellen,

2. 2 045 000 Euro auf die Unterstützung bei der Durchfüh-
rung der Erhebungen nach § 9 Abs. 1 ZensG 2022,



Nds. GVBl. Nr. 18/2021, ausgegeben am 7. 5. 2021

236

3. 721 000 Euro auf die Erhebungen nach § 14 Satz 1 ZensG
2022 an Anschriften mit Gemeinschaftsunterkünften, 

4. 633 000 Euro auf die Erhebungen nach § 14 Satz 1 ZensG
2022 an Anschriften mit Sonderbereichen, an denen keine
Gemeinschaftsunterkünfte bestehen, und

5. 29 000 Euro auf die Unterstützung bei der Durchführung
der Erhebungen nach § 22 Abs. 1 Satz 1 ZensG 2022.

2In dem Gesamtbetrag nach Satz 1 ist der Kostenausgleich für
die Erhebungen nach § 11 Abs. 1 Satz 1, § 17 Abs. 1 Sätze 2
und 3 und Abs. 2 ZensG 2022 und die Nacherhebungen nach
§ 29 Abs. 1 Satz 3 ZensG 2022 nicht enthalten; insoweit gilt
Absatz 3.

(2) 1Die Aufteilung der Finanzzuweisungen auf die einzel-
nen in § 2 Abs. 1 genannten Kommunen erfolgt

1. für die Zuweisungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 nach der
Einwohnerzahl,

2. für die Zuweisungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 nach der
von der Landesstatistikbehörde zum 31. Dezember 2020
ermittelten Anzahl an Gebäuden mit Wohnraum in dem
Gebiet der einzelnen Kommune,

3. für die Zuweisungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 hinsicht-
lich 70 Prozent der Zuweisungssumme anhand der ermit-
telten Anzahl an Anschriften mit Gemeinschaftsunter-
künften und im Übrigen anhand der ermittelten Anzahl an
Plätzen in dem Gebiet der einzelnen Kommune, wobei
maßgeblich jeweils die in der Vorbefragung nach § 11 Abs. 2
ZensVorbG 2022 ermittelte Anzahl ist,

4. für die Zuweisungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 anhand
der in der Vorbefragung nach § 11 Abs. 2 ZensVorbG 2022
ermittelten Anzahl an Plätzen in dem Gebiet der einzelnen
Kommune und

5. für die Zuweisungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 nach der
Anzahl der Einwohnerinnen und Einwohner, die in die
Stichprobe nach § 22 Abs. 1 ZensG 2022 als Stichproben-
personen einbezogen werden.

2Maßgebend für die Verteilung der Zuweisungen nach Absatz 1
Satz 1 Nr. 1 ist die von der Landesstatistikbehörde ermittelte
Einwohnerzahl mit Stand 30. Juni 2019. 3Für die Bestimmung
der maßgebenden Einwohnerzahlen gilt § 177 Abs. 3 Satz 1
Nr. 2 und Satz 2 des Niedersächsischen Kommunalverfas-

sungsgesetzes entsprechend. 4Stehen einer kreisangehörigen
Gemeinde Leistungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 zu, so ver-
mindert sich für die Verteilung nach Satz 1 Nr. 1 die Einwoh-
nerzahl des Landkreises, dem sie angehört, um deren Einwoh-
nerzahl. 5Für die Region Hannover und die regionsangehöri-
gen Gemeinden gilt Satz 4 entsprechend. 6Die Sätze 4 und 5
gelten für die Leistungen nach Absatz 1 Satz 1 Nrn. 2 bis 5
und deren Verteilung nach Satz 1 Nrn. 2 bis 5 entsprechend.

(3) 1Für die Erhebungen nach § 11 Abs. 1 Satz 1 ZensG
2022 wird ein Pauschalbetrag in Höhe von 20,63 Euro je Per-
son, die in die nach § 12 Abs. 1 Sätze 1 und 2 und Abs. 2
ZensG 2022 gezogene Stichprobe als Stichprobenperson ein-
bezogen wird, gewährt. 2Für die Erhebungen nach § 17 Abs. 1
Sätze 2 und 3 und Abs. 2 ZensG 2022 an Anschriften mit Son-
derbereichen, an denen keine Gemeinschaftsunterkünfte be-
stehen, wird der in Satz 1 genannte Pauschalbetrag je Person
gewährt, die als Stichprobenperson einbezogen wird. 3Für die
Nacherhebungen nach § 29 Abs. 1 Satz 3 ZensG 2022 wird
der in Satz 1 genannte Pauschalbetrag je nicht plausible Erhe-
bungseinheit gewährt. 

(4) 1Im dritten Quartal 2021 erfolgen Abschlagszahlungen
auf die Zuweisungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 in Höhe von
80 Prozent. 2Zum 30. Juni 2022 erfolgen die Restzahlungen
auf die Zuweisungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 und Ab-
schlagszahlungen auf die Zuweisungen nach Absatz 1 Satz 1
Nrn. 2 bis 5 und Absatz 3 in Höhe von 80 Prozent. 3Die Rest-
zahlungen auf die Zuweisungen nach Absatz 1 Satz 1 Nrn. 2
bis 5 und Absatz 3 erfolgen zum 31. März 2023.

(5) Für die Verjährung, die Festsetzung der Leistungen und
den Zahlungsverkehr gelten die §§ 19 und 20 Abs. 1 Sätze 1
und 2, Abs. 2 Sätze 1 bis 3 und 5 sowie § 21 Abs. 5 Sätze 1
und 2 des Niedersächsischen Gesetzes über den Finanzaus-
gleich entsprechend.

F ü n f t e r  A b s c h n i t t

Schlussvorschrift

§ 9

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 28. April 2021

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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Niedersächsisches Gesetz
zur Stärkung der Quartiere durch private Initiativen

(Niedersächsisches Quartiersgesetz — NQG)

Vom 28. April 2021

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

Ziel des Gesetzes
1Ziel dieses Gesetzes ist es, die Stärkung oder Entwicklung

von für die städtebauliche Entwicklung bedeutsamen Berei-
chen zu fördern. 2Um dieses Ziel zu erreichen, können nach
Maßgabe dieses Gesetzes Gebiete festgelegt werden, in denen
in privater Verantwortung standortbezogene Maßnahmen
durchgeführt werden, die auf der Grundlage eines mit den
städtebaulichen Zielen der Gemeinde abgestimmten Konzepts
dem in Satz 1 genannten Ziel dienen. 3Durch dieses Gesetz
werden ferner Regelungen zur Finanzierung der Maßnahmen
und gerechten Verteilung des damit verbundenen Aufwands
getroffen. 

§ 2

Begriffsbestimmungen

(1) 1Eine Quartiersgemeinschaft im Sinne dieses Gesetzes ist
ein rechtsfähiger Zusammenschluss von Personen, insbeson-
dere Grundstückseigentümerinnen und Grundstückseigentü-
mern, Erbbauberechtigten, Bewohnerinnen und Bewohnern,
Gewerbetreibenden und freiberuflich Tätigen, der dazu dient,
gemeinsam und eigenverantwortlich quartiersbezogene Auf-
wertungsmaßnahmen durchzuführen. 2Die Rechtsform muss
so gewählt sein, dass die Rechte und Pflichten einer Quartiers-
gemeinschaft nach diesem Gesetz umgesetzt werden können.

(2) 1Quartiersbezogene Aufwertungsmaßnahmen im Sinne
dieses Gesetzes sind Maßnahmen, die die Attraktivität des
Quartiers steigern und dessen Funktionen stärken und da-
durch zugleich mindestens für die überwiegende Mehrheit
der in das Quartier einbezogenen Grundstücke einen unmit-
telbaren Vorteil oder einen Lagevorteil erwarten lassen, der
den Nutzen der Maßnahmen für die Allgemeinheit offensicht-
lich überwiegt. 2Unter den Voraussetzungen des Satzes 1 kön-
nen dazu insbesondere gehören

1. das Ausarbeiten von Konzepten für die Stärkung oder Ent-
wicklung des Quartiers,

2. bauliche Maßnahmen zur Verbesserung des öffentlichen
Raums oder des Wohnumfeldes,

3. Baumaßnahmen an oder in Gebäuden,

4. Maßnahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz,

5. Maßnahmen zur Verbesserung der Sauberkeit oder Sicher-
heit,

6. Unterstützung bei der Bewirtschaftung von Grundstücken,

7. Leerstandsmanagement, 

8. Einrichtung von Coworking-Räumen und 

9. Werbemaßnahmen, Marketing und Veranstaltungen.

(3) Grundstücke im Sinne dieses Gesetzes sind alle im
Grundbuch verzeichneten Flächen mit Ausnahme der öffent-
lichen Verkehrs-, Gewässer- und Grünflächen.

§ 3

Verhältnis quartiersbezogener Aufwertungsmaßnahmen
zu den Aufgaben der Gemeinde

1Die Durchführung von quartiersbezogenen Aufwertungs-
maßnahmen darf die Gemeinde nicht von ihren im überwie-
genden Interesse der Allgemeinheit liegenden Aufgaben
entlasten. 2Die Gemeinde ist nicht verpflichtet, sich an den
Maßnahmen finanziell zu beteiligen, es sei denn, dass sie nach
§ 10 Abs. 1 abgabepflichtig ist.

§ 4

Organisation der Quartiersgemeinschaft

(1) Die Quartiersgemeinschaft wählt aus ihrer Mitte mit
Mehrheit eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und eine
Stellvertreterin oder einen Stellvertreter, die nach außen ein-
zeln vertretungsberechtigt sind.

(2) Die Quartiersgemeinschaft hat eine Mitwirkung abgabe-
pflichtiger Personen in der Regel zuzulassen.

(3) Die Quartiersgemeinschaft kann einen Aufgabenträger
mit der Durchführung der quartiersbezogenen Aufwertungs-
maßnahmen beauftragen.

§ 5

Maßnahmen- und Finanzierungskonzept

1Die Quartiersgemeinschaft legt die von ihr beabsichtigten
quartiersbezogenen Aufwertungsmaßnahmen und die für ihre
Durchführung zu erwartenden Kosten in einem auf bis zu
fünf Jahre angelegten und mit den städtebaulichen Zielen der
Gemeinde abgestimmten Maßnahmen- und Finanzierungs-
konzept fest. 2Die von der Quartiersgemeinschaft vorgesehene
räumliche Abgrenzung des Quartiers, die einzelnen Maßnah-
men, ihre jeweilige Finanzierung sowie der sich daraus erge-
bende Zeitraum der Abgabenerhebung sind in dem Konzept
nachvollziehbar darzustellen. 3Die Darstellungen sind zu be-
gründen; zu begründen ist ferner, warum die Maßnahmen die
Voraussetzungen nach § 2 Abs. 2 Satz 1 erfüllen und inwie-
weit das Konzept mit den städtebaulichen Zielen der Gemein-
de abgestimmt ist.

§ 6

Antragsverfahren

(1) Die Quartiersgemeinschaft kann bei der Gemeinde
schriftlich beantragen, durch Satzung einen Bereich der In-
nenstadt, des Ortszentrums, eines Stadtteilzentrums, eines
Wohnquartiers oder eines Gewerbezentrums oder einen sons-
tigen für die städtebauliche Entwicklung bedeutsamen Be-
reich als Quartier festzulegen; die Grundstücke, die zu dem
Quartier gehören, sollen räumlich zusammenhängen und je-
weils vollständig innerhalb des Quartiers liegen.

(2) 1Zur Antragstellung ist die Quartiersgemeinschaft nur
berechtigt, wenn die Eigentümerinnen und Eigentümer von
mindestens 15 Prozent der im vorgesehenen Quartier gelege-
nen Grundstücke dem Antrag schriftlich zustimmen und die
Gesamtfläche dieser Grundstücke mindestens 15 Prozent der
Gesamtgrundstücksfläche im Quartier beträgt. 2Zustimmungs-
erklärungen von Mit-, Wohnungs- oder Teileigentümerinnen
oder Mit-, Wohnungs- oder Teileigentümern zählen bei der
Berechnung nach Satz 1 entsprechend ihrem Miteigentums-
anteil. 3Bei Grundstücken, die mit einem Erbbaurecht belastet
sind, gelten die Erbbauberechtigten als zustimmungsberech-
tigte Eigentümerinnen und Eigentümer im Sinne des Satzes 1.

(3) Die Quartiersgemeinschaft hat dem Antrag beizufügen

1. eine grundstücksgenaue Bezeichnung der von der Quar-
tiersgemeinschaft vorgesehenen räumlichen Abgrenzung
des Quartiers,

2. die Angabe des vorgesehenen Zeitraums für die Erhebung
der Abgabe,

3. das Maßnahmen- und Finanzierungskonzept sowie
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4. alle sonstigen Unterlagen, die erforderlich sind, damit die
Gemeinde das Vorliegen der Voraussetzungen nach den
Absätzen 1 und 2 und § 8 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 beur-
teilen kann.

§ 7

Prüfung und Beteiligung nach Antragstellung

(1) Die Gemeinde prüft, ob nach dem Antrag der Quartiers-
gemeinschaft die Voraussetzungen nach § 6 Abs. 1 und 2, § 8
Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 und 2 vorliegen und ob öffentliche Belan-
ge nicht offensichtlich beeinträchtigt sind.

(2) 1Hat die Prüfung nach Absatz 1 ergeben, dass eine Quar-
tierssatzung voraussichtlich beschlossen werden kann, so fer-
tigt die Gemeinde den Entwurf einer Quartierssatzung und
unterrichtet die Eigentümerinnen und Eigentümer der im vor-
gesehenen Quartier gelegenen Grundstücke schriftlich über
die Absicht, eine Quartierssatzung zu beschließen. 2Sie teilt
ihnen auch mit, wo sie den Satzungsentwurf und das vorgese-
hene Maßnahmen- und Finanzierungskonzept einsehen kön-
nen. 3Die Gemeinde weist die Eigentümerinnen und Eigen-
tümer darauf hin, dass sie die Möglichkeit haben, innerhalb
eines Monats nach Zugang der Unterrichtung der geplanten
Satzung zu widersprechen. 4§ 6 Abs. 2 Satz 3 gilt entspre-
chend.

(3) Die Gemeinde hat die Öffentlichkeit sowie die Behörden
und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbe-
reich berührt werden kann, vor Beschluss der Satzung zu un-
terrichten und ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(4) 1Ändert die Quartiersgemeinschaft vor Beschluss der
Satzung das Maßnahmen- und Finanzierungskonzept oder die
räumliche Abgrenzung des Quartiers, so hat sie ihren Antrag
zu ändern. 2Bei wesentlichen Änderungen ist von der Quar-
tiersgemeinschaft nachzuweisen, dass die Voraussetzungen
nach § 6 Abs. 2 weiterhin vorliegen, und, wenn dies der Fall
ist, das Verfahren nach den Absätzen 1 bis 3 zu wiederholen. 

§ 8

Erlass der Quartierssatzung

(1) 1Die Gemeinde kann das Quartier durch Satzung festle-
gen, wenn die Voraussetzungen des § 6 Abs. 1 vorliegen und 

1. die von der Quartiersgemeinschaft vorgesehene räumliche
Abgrenzung des Quartiers, der vorgesehene Zeitraum für
die Erhebung der Abgabe und das vorgelegte Maßnahmen-
und Finanzierungskonzept für quartiersbezogene Aufwer-
tungsmaßnahmen geeignet sind,

2. die von der Quartiersgemeinschaft vorgesehenen quar-
tiersbezogenen Aufwertungsmaßnahmen mit den städte-
baulichen Zielen der Gemeinde übereinstimmen,

3. die Durchführung der von der Quartiersgemeinschaft vor-
gesehenen quartiersbezogenen Aufwertungsmaßnahmen
öffentliche Belange nicht beeinträchtigt, 

4. dem Erlass der Satzung weder die Eigentümerinnen und
Eigentümer von mehr als 30 Prozent der im vorgesehenen
Quartier gelegenen Grundstücke noch die Eigentümerin-
nen und Eigentümer von Grundstücken, deren Gesamtflä-
che mehr als 30 Prozent der Gesamtgrundstücksfläche im
Quartier beträgt, schriftlich widersprochen haben und 

5. die Quartiersgemeinschaft sich in einem öffentlich-recht-
lichen Vertrag mit der Gemeinde verpflichtet hat, die Ver-
pflichtungen aus diesem Gesetz zu erfüllen und die in die
Satzung aufzunehmenden quartiersbezogenen Aufwer-
tungsmaßnahmen durchzuführen.

2Bei der Berechnung nach Satz 1 Nr. 4 gilt § 6 Abs. 2 Sätze 2
und 3 entsprechend.

(2) Hat die Quartiersgemeinschaft die Durchführung der in
die Satzung aufzunehmenden quartiersbezogenen Aufwer-
tungsmaßnahmen einem Aufgabenträger übertragen, so kann

die Satzung nur beschlossen werden, wenn anstelle der Quar-
tiersgemeinschaft der Aufgabenträger den öffentlich-rechtli-
chen Vertrag nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 mit der Gemeinde
abgeschlossen hat und der Aufgabenträger zuverlässig sowie
für die Durchführung der quartiersbezogenen Aufwertungs-
maßnahmen geeignet ist.

(3) Auf den Erlass einer Satzung besteht kein Anspruch.

§ 9

Inhalt der Quartierssatzung

(1) 1Die Satzung muss die räumliche Abgrenzung des Quar-
tiers und die quartiersbezogenen Aufwertungsmaßnahmen,
so wie sie im Maßnahmen- und Finanzierungskonzept vorge-
sehen sind, enthalten. 2In der Satzung ist anzugeben, wer für
die quartiersbezogenen Aufwertungsmaßnahmen verantwort-
lich ist und bis wann diese abgeschlossen sein sollen.

(2) 1In der Satzung ist vorzusehen, dass die Gemeinde eine
grundstücksbezogene Abgabe zur Finanzierung der quartiers-
bezogenen Aufwertungsmaßnahmen erhebt. 2Die Abgabe ist
so zu bemessen, dass 

1. die für die Durchführung der quartiersbezogenen Aufwer-
tungsmaßnahmen erwarteten Kosten gedeckt sind,

2. eine Finanzreserve zur Deckung einer nicht vorhersehba-
ren Steigerung der Kosten für die Durchführung der quar-
tiersbezogenen Aufwertungsmaßnahmen und von Einnah-
meausfällen, die durch nicht vollständige oder nicht recht-
zeitige Zahlung der Abgabe durch die Abgabepflichtigen
oder durch Befreiungen nach § 10 Abs. 4 entstehen, zur
Verfügung steht,

3. eine Kostenpauschale zur Abdeckung der Verwaltungs-
kosten der Gemeinde gezahlt werden kann.

3Die für ein Grundstück zu leistende Abgabe darf insgesamt
einen angemessenen Teil des Wertes des Grundstücks nicht
überschreiten; die Bemessung des angemessenen Teils soll
sich an 15 Prozent des Einheitswertes oder, sofern ein Grund-
steuerwert festgestellt ist, an einem entsprechenden Teil die-
ses Wertes orientieren. 4Maßgeblich ist der Wert des Grund-
stücks zum Zeitpunkt des Beschlusses der Satzung.

(3) 1In der Satzung ist zu bestimmen, nach welchem Vertei-
lungsmaßstab die Abgabe von den Abgabepflichtigen erhoben
wird. 2Zulässige Verteilungsmaßstäbe sind 

1. der für alle Grundstücke nach einem einheitlichen Maß-
stab bemessene Wert des Grundstücks,

2. die Grundstücksfläche und

3. die Grundstückslänge an der Erschließungsanlage (§ 127
Abs. 2 BauGB). 

3Die Verteilungsmaßstäbe können miteinander verbunden
werden. 4In diesem Fall ist in der Satzung auch das Verhältnis
dieser Maßstäbe zueinander (Verteilungsschlüssel) festzulegen.

(4) In der Satzung sind zu bestimmen

1. der Zeitraum für die Erhebung der Abgabe, der fünf Jahre
nicht überschreiten darf,

2. die Höhe der für die Durchführung der quartiersbezogenen
Aufwertungsmaßnahmen erwarteten Kosten (Absatz 2
Satz 2 Nr. 1),

3. die Höhe der Finanzreserve (Absatz 2 Satz 2 Nr. 2),

4. die Höhe der Kostenpauschale (Absatz 2 Satz 2 Nr. 3), die
höchstens 3 Prozent der erwarteten Kosten für die Durch-
führung der quartiersbezogenen Aufwertungsmaßnah-
men betragen darf.

(5) In der Satzung sind Ausnahmen von der Abgabenpflicht
vorzusehen für Grundstücke, die 

1. wirtschaftlich nicht genutzt werden können oder

2. ausschließlich zu Zwecken des Gemeinbedarfs genutzt
werden.
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§ 10

Abgabepflichtige, Abgabenerhebung

(1) 1Abgabepflichtig sind die Eigentümerinnen und Eigentü-
mer der im Quartier gelegenen Grundstücke. 2Ist ein Grund-
stück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle der Eigen-
tümerin oder des Eigentümers die oder der Erbbauberechtigte
abgabepflichtig. 3Mehrere Abgabepflichtige haften als Gesamt-
schuldner; bei Mit-, Wohnungs- und Teileigentum entsteht
die Abgabepflicht nur entsprechend dem Miteigentumsanteil.

(2) 1Die Abgabe wird für den gesamten Erhebungszeitraum
festgesetzt. 2Sie wird in vierteljährlichen Raten fällig.

(3) Ändert sich während des Erhebungszeitraumes der Wert
eines Grundstücks, so wirkt sich dies nicht auf die Höhe der
Abgabe aus.

(4) Die Gemeinde kann Abgabepflichtige auf deren Antrag
von der Abgabe ganz oder teilweise befreien, soweit die Her-
anziehung

1. aufgrund der Nutzung oder des Zuschnitts des Grund-
stücks unverhältnismäßig wäre oder

2. eine unbillige Härte darstellen würde.

(5) Die Abgabe und etwaige sich darauf beziehende Zinsen
und Auslagen ruhen als öffentliche Last auf dem Grundstück
und dem Erbbaurecht.

(6) Die Gemeinde kann die Finanzbehörden ersuchen, ihr
die für die Erhebung der Abgabe erforderlichen Daten, zu de-
ren Übermittlung die Finanzbehörden nach § 31 Abs. 1 der
Abgabenordnung verpflichtet sind, zu übermitteln.

(7) Für die Erhebung der Abgabe finden die Verfahrensvor-
schriften des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes
entsprechende Anwendung.

§ 11

Umsetzung, Mittelverwendung

(1) 1Die Quartiersgemeinschaft setzt das Maßnahmen- und
Finanzierungskonzept um. 2Zu diesem Zweck steht der Quar-
tiersgemeinschaft das Aufkommen aus der Abgabe abzüglich
der Kostenpauschale (§ 9 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3) zu. 3Die Quar-
tiersgemeinschaft hat die Mittel ausschließlich für die in der
Satzung bestimmten quartiersbezogenen Aufwertungsmaß-
nahmen sowie unter Beachtung der Grundsätze einer ord-
nungsgemäßen Geschäftsführung eines entsprechenden Un-
ternehmens zu verwenden.

(2) Das Aufkommen aus der Abgabe stellt die Gemeinde der
Quartiersgemeinschaft nach Abzug des der Gemeinde je Quar-
tal zustehenden Anteils der Kostenpauschale in vierteljährli-
chen Zahlungen zur Verfügung. 

(3) Die Quartiersgemeinschaft verwaltet die Mittel aus der
Abgabe gesondert von den eigenen Mitteln. 

(4) 1Nach Durchführung der quartiersbezogenen Aufwer-
tungsmaßnahmen hat die Quartiersgemeinschaft der Gemein-
de nicht verwendete Mittel aus der Abgabe zur Verfügung zu
stellen. 2Die Gemeinde zahlt das Geld anteilig an die Abgabe-
pflichtigen zurück.

(5) Hat die Quartiersgemeinschaft einen Aufgabenträger mit
der Durchführung der quartiersbezogenen Aufwertungsmaß-
nahmen beauftragt, so gelten die Absätze 1 bis 4 für den Auf-
gabenträger entsprechend.

§ 12

Überwachung

(1) Die Quartiersgemeinschaft hat der Gemeinde die Ver-
wendung der Mittel aus der Abgabe auf Verlangen unverzüg-
lich, mindestens jedoch jährlich, schriftlich nachzuweisen.

(2) 1Die Gemeinde überwacht, ob die Quartiersgemeinschaft
ihren Pflichten nach diesem Gesetz und aus dem öffentlich-
rechtlichen Vertrag nachkommt. 2Die Gemeinde kann für die
Überwachung jederzeit einen mündlichen oder schriftlichen
Bericht anfordern und Unterlagen der Quartiersgemeinschaft
einsehen. 3Ergeben sich bei der Überwachung Anhaltspunkte
dafür, dass die Quartiersgemeinschaft ihren Pflichten nicht
nachkommt, so hat die Quartiersgemeinschaft die Kosten für
eine weitergehende Prüfung zu tragen. 4Die Gemeinde kann
sich für die weitergehende Prüfung einer sachverständigen
Person bedienen. 5Stellt die Gemeinde fest, dass die Quartiers-
gemeinschaft ihren Pflichten nicht nachkommt, so hat sie dies
gegenüber der Quartiersgemeinschaft zu beanstanden. 

(3) 1Hilft die Quartiersgemeinschaft einer Beanstandung
nicht ab, so kann die Gemeinde

1. die Durchführung der in der Satzung bestimmten quar-
tiersbezogenen Aufwertungsmaßnahmen übernehmen,

2. einen Dritten mit der Durchführung der quartiersbezoge-
nen Aufwertungsmaßnahmen beauftragen oder

3. die Satzung aufheben.
2Die dadurch entstehenden Kosten sind von der Quartiersge-
meinschaft zu tragen. 

(4) Hat die Quartiersgemeinschaft einen Aufgabenträger mit
der Durchführung der quartiersbezogenen Aufwertungsmaß-
nahmen beauftragt, so gelten die Absätze 1 bis 3 für den Auf-
gabenträger entsprechend.

§ 13

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 28. April 2021

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen

Wohnraumfördergesetzes 
und anderer Rechtsvorschriften

Vom 28. April 2021

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Niedersächsischen 
Wohnraumfördergesetzes

Das Niedersächsische Wohnraumfördergesetz vom 29. Ok-
tober 2009 (Nds. GVBl. S. 403), zuletzt geändert durch Artikel 9
des Gesetzes vom 19. Dezember 2019 (Nds. GVBl. S. 451),
wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Niedersächsisches Gesetz
über die soziale Wohnraumförderung und

die Förderung von Wohnquartieren
(Niedersächsisches Wohnraum- und 

Wohnquartierfördergesetz — NWoFG)“.

2. Der bisherige Erste Abschnitt wird Erster Teil und erhält
folgende Überschrift:

„Regelungsgegenstand“.

3. § 1 erhält folgende Fassung:

„§ 1

Regelungsgegenstand

Dieses Gesetz enthält Regelungen, nach denen das Land

1. den Wohnungsbau und andere Maßnahmen zur Un-
terstützung von Haushalten bei der Versorgung mit
angemessenem Wohnraum fördert (soziale Wohn-
raumförderung) und

2. Maßnahmen der Entwicklung von Wohnquartieren und
Maßnahmen zur Verbesserung des Wohnumfeldes,
die zur Schaffung oder Erhaltung stabiler Strukturen
von Wohnquartieren und sozial stabiler Bewohner-
strukturen beitragen, (Maßnahmen des Quartiersma-
nagements und der Gemeinwesenarbeit) fördert (För-
derung von Wohnquartieren).“

4. Nach § 1 werden die folgenden Überschriften eingefügt:

„Z w e i t e r  T e i l

Soziale Wohnraumförderung

E r s t e s  K a p i t e l

Ziel, Gegenstand und Verfahren
der Förderung“.

5. In § 2 Abs. 4 wird das Wort „Wohnviertel“ durch das Wort
„Wohnquartiere“ ersetzt.

6. § 6 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 3 wird das Wort „Bescheid“ durch
das Wort „Verwaltungsakt“ ersetzt.

b) Es wird der folgende neue Absatz 3 eingefügt:

„(3) 1In der Förderentscheidung für Wohnraum, der
besonderen Wohnformen oder besonderen Zielgrup-
pen vorbehalten sein soll, können zur besseren Errei-
chung des Förderzwecks von § 5 Abs. 1, § 7 Abs. 1
und 2, § 8 Abs. 1 Satz 1 und § 10 Abs. 1 abweichende
Regelungen getroffen werden. 2Wohnraum im Sinne
des Satzes 1 ist insbesondere Wohnraum für Studie-
rende, für ältere Menschen, für Menschen mit Behin-
derungen, für Wohngemeinschaften, in denen Allein-

erziehende, ältere Menschen oder hilfebedürftige
Menschen einander unterstützen, und für betreute
Wohnformen. 3Für Wohnraum im Sinne des Satzes 1
kann die Förderentscheidung zur besseren Erreichung
des Förderzwecks geändert werden, indem von § 5
Abs. 1, § 7 Abs. 1 und 2, § 8 Abs. 1 Satz 1 und § 10
Abs. 1 abweichende Regelungen getroffen werden;
dies gilt auch, wenn die Förderentscheidung vor dem
10. Mai 2021 getroffen worden ist.“

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.

7. Der bisherige Zweite Abschnitt wird Zweites Kapitel und
erhält folgende Überschrift:

„Bindungen bei gefördertem Mietwohnraum“.

8. Die §§ 7 und 8 erhalten folgende Fassung:

„§ 7

Belegungsbindung

(1) 1Die oder der Verfügungsberechtigte darf geförder-
ten Mietwohnraum nur einer Person zum Gebrauch über-
lassen, die einen allgemeinen Wohnberechtigungsschein
(§ 8 Abs. 2) oder einen wohnungsbezogenen Wohnbe-
rechtigungsschein (§ 8 Abs. 3) vorlegt. 2Wird ein allge-
meiner Wohnberechtigungsschein vorgelegt, so darf der
Wohnraum nur zum Gebrauch überlassen werden, wenn

1. der Haushalt die für den Wohnraum in der Förderent-
scheidung bestimmte Einkommensgrenze nicht über-
schreitet,

2. der Wohnraum die im Wohnberechtigungsschein be-
stimmte für den Haushalt angemessene Wohnungs-
größe nicht überschreitet und,

3. falls der Wohnraum nach der Förderentscheidung ei-
nem bestimmten Personenkreis vorbehalten ist, die
zum Haushalt rechnenden Personen zu diesem Perso-
nenkreis gehören.

(2) 1In einem Gebiet, für das die Gemeinde eine Verord-
nung nach Absatz 3 erlassen hat, darf die oder der Verfü-
gungsberechtigte auf Verlangen der zuständigen Stelle
nach diesem Gesetz geförderten Mietwohnraum nur einer
Person zum Gebrauch überlassen, die von der zuständi-
gen Stelle benannt worden ist. 2Die zuständige Stelle hat
der oder dem Verfügungsberechtigten mindestens drei
wohnberechtigte Wohnungssuchende zur Auswahl zu
benennen.

(3) 1Die Gemeinden werden ermächtigt, für Gebiete mit
erhöhtem Wohnungsbedarf durch Verordnung zu be-
stimmen, dass nach diesem Gesetz geförderter Mietwohn-
raum auf Verlangen der zuständigen Stelle nur Personen
zum Gebrauch überlassen werden darf, die von der zu-
ständigen Stelle benannt worden sind. 2In der Verord-
nung kann auch bestimmt werden, dass das Verlangen
für bestimmten Wohnraum ausgeschlossen ist. 3Verord-
nungen nach Satz 1 werden im übertragenen Wirkungs-
kreis erlassen.

(4) 1Ist Mietwohnraum entgegen Absatz 1 oder 2 zum
Gebrauch überlassen worden, so hat die oder der Verfü-
gungsberechtigte auf Anordnung der zuständigen Stelle
das Mietverhältnis unverzüglich zu kündigen. 2Kann die
oder der Verfügungsberechtigte die Beendigung des Miet-
verhältnisses durch Kündigung nicht alsbald erreichen,
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so kann die zuständige Stelle anordnen, dass die Personen,
denen der Wohnraum entgegen Absatz 1 oder 2 überlas-
sen worden ist, den Wohnraum räumen.

§ 8

Erteilung eines Wohnberechtigungsscheins

(1) Einen Wohnberechtigungsschein erhalten nur
Wohnungssuchende, die sich nicht nur vorübergehend
im Bundesgebiet aufhalten oder aufhalten wollen und
rechtlich und tatsächlich in der Lage sind, auf längere
Dauer einen Wohnsitz als Mittelpunkt der Lebensbezie-
hungen zu begründen und dabei einen selbständigen
Haushalt zu führen. 

(2) 1Die zuständige Stelle erteilt auf Antrag einen für
ein Jahr geltenden allgemeinen Wohnberechtigungs-
schein, wenn die Einkommensgrenze nach § 3 nicht
überschritten wird. 2Ein allgemeiner Wohnberechtigungs-
schein muss bestimmen, welche Größe des Wohnraums
für den Haushalt angemessen ist, und erkennen lassen,
dass die in § 3 Abs. 2 festgelegte oder nach § 3 Abs. 4 ab-
weichend geregelte Einkommensgrenze nicht überschrit-
ten wird. 3Gehören die zum Haushalt rechnenden Per-
sonen einem Personenkreis an, dem geförderter Wohn-
raum vorbehalten ist, so sind auch Angaben hierüber er-
forderlich.

(3) Die zuständige Stelle erteilt auf Antrag einen woh-
nungsbezogenen Wohnberechtigungsschein für bestimm-
ten Wohnraum, wenn die Einkommensgrenze nach § 3
nicht überschritten wird, die Größe dieses Wohnraums
für den Haushalt angemessen ist und die zum Haushalt
rechnenden Personen zu dem Personenkreis gehören,
dem der Wohnraum nach der Förderentscheidung vorbe-
halten ist.

(4) Wird die Einkommensgrenze nach § 3 überschrit-
ten, so kann die zuständige Stelle einen Wohnberechti-
gungsschein auch erteilen und Personen auch benennen,
wenn die Personen anderen geförderten Wohnraum frei-
machen oder dies der Vermeidung einer besonderen Härte
für eine zum Haushalt rechnende Person dient.

(5) Die zuständige Stelle kann einen Wohnberechti-
gungsschein für größeren Wohnraum als angemessen er-
teilen und Personen für größeren Wohnraum als ange-
messen benennen, um besondere persönliche oder beson-
dere berufliche Bedürfnisse einer zum Haushalt rechnen-
den Person zu berücksichtigten oder eine besondere
Härte für eine zum Haushalt rechnende Person zu ver-
meiden.

(6) Die zuständige Stelle kann einen wohnungsbezoge-
nen Wohnberechtigungsschein auch Personen erteilen
und auch Personen benennen, die nicht zu dem Perso-
nenkreis gehören, dem der Wohnraum nach der Förder-
entscheidung vorbehalten ist, um eine besondere Härte
für eine zum Haushalt rechnende Person zu vermeiden.

(7) Der Antrag auf Erteilung eines Wohnberechtigungs-
scheins ist abzulehnen, soweit die Inanspruchnahme
missbräuchlich wäre, insbesondere wegen erheblichen
Vermögens, oder wenn die Einkommensgrenze nach § 3
nur vorübergehend nicht überschritten wird. 

(8) Die Einkommensgrenze nach § 3 gilt hinsichtlich
der Erteilung eines Wohnberechtigungsscheins als nicht
überschritten, wenn alle zum Haushalt rechnenden Per-
sonen eine der folgenden Leistungen erhalten:

1. Leistungen für Unterkunft und Heizung nach dem
Zweiten Buch des Sozialgesetzbuchs oder nach dem
Zwölften Buch des Sozialgesetzbuchs,

2. Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz oder

3. Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungs-
gesetz.“

9. § 9 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 Halbsatz 1 werden das Wort „Vermietende“
durch das Wort „Verfügungsberechtigte“ und die Worte
„den Förderbestimmungen“ durch die Worte „der För-
derentscheidung“ ersetzt.

b) Es wird der folgende neue Satz 2 eingefügt:

„2Nur bei Mietwohnraum, der besonderen Wohnfor-
men oder besonderen Zielgruppen im Sinne des § 6
Abs. 3 Sätze 1 und 2 vorbehalten sein soll, können Be-
triebskosten als Pauschale ausgewiesen werden.“

c) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 und wie folgt geändert:

Die Worte „Sie oder er“ werden durch die Worte „Die
oder der Verfügungsberechtigte“ und das Wort „För-
derbestimmungen“ durch das Wort „Förderentschei-
dung“ ersetzt.

10. § 10 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) Es werden die folgenden neuen Sätze 2 und 3 eingefügt:

„2Ein überwiegendes öffentliches Interesse liegt insbe-
sondere vor, wenn eine juristische Person des öffentli-
chen Rechts oder ein anerkannter privater Träger der
Wohlfahrtspflege Wohnraum vorübergehend anmie-
ten möchte, um ihn Personen mit dringendem Unter-
bringungsbedarf zu überlassen. 3Die Genehmigung
kann befristet sowie mit Bedingungen und Auflagen
erteilt werden.“

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 4 und wie folgt geän-
dert:

Das Wort „Sie“ wird durch die Worte „Die zuständige
Stelle“ ersetzt.

11. In § 11 Abs. 1 Satz 1 werden im einleitenden Satzteil die
Worte „verfügungsberechtigte Person“ durch die Worte
„oder der Verfügungsberechtigte“ sowie die Angabe „den
§§ 7 und 9“ durch die Angabe „§ 7 Abs. 1 und 2“ ersetzt.

12. Im Zweiten Kapitel werden die folgenden neuen §§ 12 bis
14 eingefügt:

„§ 12

Ende der Bindungen im Fall
der Zwangsversteigerung

Wird ein Grundstück mit einem Gebäude, in dem ge-
förderter Mietwohnraum besteht, zwangsversteigert, so
enden die Bindungen nach § 7 Abs. 1 und 2 und § 9

1. im Fall der Förderung in Form von Darlehen in dem
in der Förderentscheidung bestimmten Zeitpunkt,
spätestens jedoch nach Ablauf des dritten Kalender-
jahres nach dem Kalenderjahr, in dem der Zuschlag
erteilt worden ist und die aufgrund der Darlehensför-
derung begründeten Grundpfandrechte mit dem Zu-
schlag erloschen sind, und

2. im Fall der Förderung in Form von nicht rückzahlba-
ren Zuschüssen mit dem Zuschlag.

§ 13

Datenverarbeitung

(1) Die zuständige Stelle darf personenbezogene Daten
über geförderten Wohnraum, seine Nutzung und die Bin-
dungen im Rahmen der Förderung, die Parteien eines
Mietvertrages und die Eigentümerinnen und Eigentümer
oder sonstigen Verfügungsberechtigten verarbeiten, so-
weit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist.

(2) Soweit dies für die Förderung von Wohnraum oder
die Erteilung eines Wohnberechtigungsscheins erforder-
lich ist, kann die zuständige Stelle Finanzbehörden sowie
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber ersuchen, ihr Aus-
kunft über die Einkommensverhältnisse derjenigen Per-
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sonen zu erteilen, von deren Einkommen die Förderung
oder die Erteilung eines Wohnberechtigungsscheins ab-
hängt; vor einem Auskunftsersuchen soll der betroffenen
Person Gelegenheit zur Stellungnahme zu den Gründen
für das Auskunftsersuchen sowie zur Einwilligung in die
Verarbeitung der im Rahmen der Auskunft zu übermit-
telnden personenbezogenen Daten gegeben werden.

(3) Werden aufgrund der Förderentscheidung Förder-
mittel in Abhängigkeit vom jeweiligen Haushaltseinkom-
men gewährt, so dürfen die Fördermittel auch dann an
die Verfügungsberechtigte oder den Verfügungsberech-
tigten ausgezahlt werden, wenn sie oder er aus den geleis-
teten Zahlungen Rückschlüsse auf die Einkommensver-
hältnisse der zum Haushalt rechnenden Personen ziehen
kann.

§ 14

Ordnungswidrigkeiten und Geldleistungen

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig

1. entgegen § 7 Abs. 1 oder 2 eine Wohnung einer nicht
berechtigten Person zum Gebrauch überlässt,

2. entgegen § 9 Abs. 1, auch in Verbindung mit Abs. 3,
eine höhere als die zulässige Miete vereinbart,

3. eine Mietwohnung entgegen § 10 Abs. 1 nutzt oder leer
stehen lässt, ohne dass dafür eine Ausnahmegenehmi-
gung vorliegt, oder

4. selbst genutztes Wohneigentum entgegen § 10 Abs. 6
Satz 1 nutzt oder leer stehen lässt, ohne dass dafür
eine Ausnahmegenehmigung vorliegt.

(2) 1Die Ordnungswidrigkeit kann

1. in den Fällen des Absatzes 1 Nrn. 1 und 2,

2. in den Fällen der Selbstnutzung nach Absatz 1 Nr. 3
und

3. in den Fällen des Leerstehenlassens nach Absatz 1 Nr. 3
oder 4

mit einer Geldbuße bis 10 000 Euro sowie in den übrigen
Fällen des Absatzes 1 Nrn. 3 und 4 mit einer Geldbuße
bis 50 000 Euro geahndet werden. 2Die Verfolgung und
Ahndung der Ordnungswidrigkeiten obliegt der zustän-
digen Stelle.

(3) 1Für die Zeit des schuldhaften Verstoßes gegen die
in Absatz 1 genannten Vorschriften kann die zuständige
Stelle von der oder dem Verfügungsberechtigten für die
Dauer des Verstoßes Geldleistungen bis zu monatlich 5 Euro
je Quadratmeter Wohnfläche des Wohnraums, auf die
sich der Verstoß bezieht, erheben. 2Die Bemessung der
Geldleistung erfolgt im Übrigen nach dem Wohnwert
und der Schwere des Verstoßes.“

13. Nach dem neuen § 14 wird der folgende Dritte Teil mit
den neuen §§ 15 und 16 eingefügt:

„D r i t t e r  T e i l

Förderung von Wohnquartieren

§ 15

Förderziel

(1) Ziel der Förderung von Wohnquartieren ist es, sta-
bile Strukturen von Wohnquartieren und sozial stabile
Bewohnerstrukturen zu schaffen und zu erhalten und
durch darauf gerichtete Maßnahmen sowie durch Gemein-
wesenarbeit das Wohnumfeld und das Zusammenleben
in den Wohnquartieren zu unterstützen und zu verbes-
sern.

(2) Die Förderung soll vorwiegend die Wohnverhältnisse
der Zielgruppen der sozialen Wohnraumförderung ver-
bessern.

§ 16

Verfahren und Förderentscheidung

(1) 1Der Antrag auf Förderung ist bei der Bewilligungs-
stelle zu stellen. 2Die Förderung wird durch Verwaltungs-
akt der Bewilligungsstelle oder durch öffentlich-rechtli-
chen Vertrag gewährt.

(2) Ein Anspruch auf Förderung besteht nicht.“

14. Der bisherige Dritte Abschnitt wird Vierter Teil und er-
hält folgende Überschrift:

„Wohnraum- und Wohnquartierförderfonds“.

15. Der bisherige § 12 wird § 17 und erhält folgende Fassung:

„§ 17

Allgemeines
1Das nicht rechtsfähige Sondervermögen Wohnraum-

förderfonds Niedersachsen‘ wird als nicht rechtsfähiges
Sondervermögen Wohnraum- und Wohnquartierförder-
fonds Niedersachsen‘ (Wohnraum- und Wohnquartierför-
derfonds) fortgeführt. 2Der Wohnraum- und Wohnquar-
tierförderfonds ist von dem übrigen Vermögen des Lan-
des getrennt zu halten.“

16. Der bisherige § 13 wird § 18 und wie folgt geändert:

a) Im einleitenden Satzteil und in Nummer 5 wird je-
weils das Wort „Wohnraumförderfonds“ durch die
Worte „Wohnraum- und Wohnquartierförderfonds“
ersetzt.

b) In Nummer 11 werden die Worte „Förderziele nach
§ 2 Abs. 2 bis 4“ durch die Worte „soziale Wohnraum-
förderung und die Förderung von Wohnquartieren“
ersetzt.

17. Der bisherige § 14 wird § 19 und wie folgt geändert:

a) Im einleitenden Satzteil wird das Wort „Wohnraum-
förderfonds“ durch die Worte „Wohnraum- und Wohn-
quartierförderfonds“ ersetzt.

b) Es wird die folgende neue Nummer 2 eingefügt:

„2. auf der Grundlage von Bewilligungen zur Förde-
rung von Wohnquartieren vorgenommen werden,“.

c) Die bisherigen Nummern 2 bis 5 werden Nummern 3
bis 6.

18. Der bisherige § 15 wird § 20 und wie folgt geändert:

In den Sätzen 1 und 2 wird jeweils das Wort „Wohnraum-
förderfonds“ durch die Worte „Wohnraum- und Wohn-
quartierförderfonds“ ersetzt.

19. Der bisherige Vierte Abschnitt wird Fünfter Teil.

20. Die bisherigen §§ 16 und 17 werden gestrichen.

21. Der bisherige § 18 wird § 21.

22. Der bisherige § 19 wird § 22 und wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 und darin erhält
Satz 2 folgende Fassung:

„2Abweichend von Satz 1 richten sich die Belegungs-
bindung, die Erteilung von Wohnberechtigungsschei-
nen, die Mietbindung, die Sicherung der Zweckbe-
stimmung, die Freistellung und Änderung von Bele-
gungs- und Mietbindungen sowie die Zuständigkeit
für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswid-
rigkeiten und die Erhebung von Geldleistungen auch
bei Wohnraum, der nach den in Satz 1 genannten
Vorschriften gefördert worden ist, ausschließlich nach
diesem Gesetz (§ 7 Abs. 1 und 4, §§ 8 bis 11 und 14);
§ 5 a des Wohnungsbindungsgesetzes bleibt unberührt.“

b) Es wird der folgende Absatz 2 angefügt:

„(2) 1Bis zum 31. Dezember 2021 gilt in den Gebie-
ten der Landeshauptstadt Hannover, der Städte Burg-
dorf, Hildesheim, Laatzen, Langenhagen, Lehrte und
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Seelze sowie der Gemeinde Isernhagen eine Verord-
nung nach § 7 Abs. 3 als erlassen. 2Satz 1 ist nicht
mehr anzuwenden, wenn für das Gemeindegebiet
oder Teile des Gemeindegebiets eine Verordnung
nach § 7 Abs. 3 in Kraft getreten ist.“

Artikel 2

Änderung des Gesetzes über die Investitions-
und Förderbank Niedersachsen

In § 5 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a des Gesetzes über die Investiti-
ons- und Förderbank Niedersachsen vom 13. Dezember 2007
(Nds. GVBl. S. 712), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Ge-
setzes vom 18. Dezember 2014 (Nds. GVBl. S. 477), werden
nach dem Wort „Siedlungswesen“ ein Komma und die Worte
„Entwicklung von Wohnquartieren“ eingefügt.

Artikel 3

Änderung des Gesetzes über das Verbot
der Zweckentfremdung von Wohnraum

In § 7 des Niedersächsischen Gesetzes über das Verbot der
Zweckentfremdung von Wohnraum vom 27. März 2019 (Nds.
GVBl. S. 72) wird das Wort „Wohnraumfördergesetzes“ durch
die Worte „Wohnraum- und Wohnquartierfördergesetzes“ ersetzt.

Artikel 4

Änderung des Niedersächsischen
Kommunalverfassungsgesetzes

In § 164 Abs. 1 Nr. 3 des Niedersächsischen Kommunalver-
fassungsgesetzes vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576),
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. Februar
2021 (Nds. GVBl. S. 64), wird das Wort „Wohnraumförderge-
setz“ durch die Worte „Wohnraum- und Wohnquartierförder-
gesetz“ ersetzt.

Artikel 5

Änderung des Niedersächsischen 
Finanzverteilungsgesetzes

In § 4 Abs. 3 Nr. 1 des Niedersächsischen Finanzvertei-
lungsgesetzes in der Fassung vom 13. September 2007 (Nds.
GVBl. S. 461), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 10. Dezember 2020 (Nds. GVBl. S. 477), wird das Wort
„Wohnraumfördergesetz“ durch die Worte „Wohnraum- und
Wohnquartierfördergesetz“ ersetzt.

Artikel 6

Änderung der Verordnung zur Durchführung
des Niedersächsischen Wohnraumfördergesetzes

Die Verordnung zur Durchführung des Niedersächsischen
Wohnraumfördergesetzes vom 21. Januar 2011 (Nds. GVBl.
S. 16) wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Verordnung zur Durchführung des Niedersächsischen 
Wohnraum- und Wohnquartierfördergesetzes

(DVO-NWoFG)“.

2. In § 1 wird die Angabe „NWoFG“ durch die Worte „des
Niedersächsischen Wohnraum- und Wohnquartierförder-
gesetzes (NWoFG)“ ersetzt.

3. In § 2 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Wohnraumfördergeset-
zes“ durch die Worte „Wohnraum- und Wohnquartierför-
dergesetzes“ ersetzt.

Artikel 7

Neubekanntmachung

Das Ministerium für Umwelt, Energie, Bauen und Klima-
schutz wird ermächtigt, das Niedersächsische Wohnraum-
und Wohnquartierfördergesetz in der ab dem 10. Mai 2021
geltenden Fassung mit neuem Datum bekannt zu machen und
dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen.

Artikel 8

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 10. Mai 2021 in Kraft. 

Hannover, den 28. April 2021

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
zur Umsetzung der Auflösung

der Pflegekammer Niedersachsen

Vom 28. April 2021

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Gesetz über die Auflösung
der Pflegekammer Niedersachsen

§ 1

Auflösung der Pflegekammer Niedersachsen

Die Pflegekammer Niedersachsen wird mit Ablauf des
30. November 2021 aufgelöst.

§ 2

Abwicklung

(1) 1Die bis zum Zeitpunkt der Auflösung anfallenden Auf-
gaben der Abwicklung werden von der Pflegekammer Nieder-
sachsen wahrgenommen. 2Die nach diesem Zeitpunkt noch
verbleibenden Aufgaben der Abwicklung werden vom Land
übernommen. 

(2) Zu den Aufgaben der Abwicklung gehören insbesondere

1. die Veräußerung von Vermögensgegenständen, sofern diese
zur Erfüllung der Aufgaben des Landes in absehbarer Zeit
nicht benötigt werden und es keine Einlagerungsmöglich-
keiten gibt,

2. die Erfüllung von Verbindlichkeiten,

3. die Rückzahlung der für die Beitragsjahre 2018 und 2019
von den Kammermitgliedern geleisteten Mitgliedsbeiträge
nach § 8 Abs. 1 Sätze 3 bis 5 des Kammergesetzes für die
Heilberufe in der Pflege (PflegeKG) sowie

4. die unverzügliche Kündigung von Dauerschuldverhältnis-
sen und anderen Verträgen, die Verbindlichkeiten für einen
Zeitpunkt nach der Auflösung begründen, soweit die darin
vereinbarten Leistungen zur Erfüllung der Aufgaben der
Abwicklung nicht erforderlich sind.

(3) Die Pflegekammer Niedersachsen darf keine neuen Ver-
bindlichkeiten mehr eingehen, es sei denn, diese sind zur Er-
füllung der Aufgaben der Abwicklung erforderlich. 

(4) 1Die Pflegekammer Niedersachsen ist von ihren Aufga-
ben nach den §§ 9 und 10 PflegeKG entbunden. 2Dies gilt nicht
für die Aufgabe der Regelung der Weiterbildung nach § 9 Abs. 1
Nr. 4 in Verbindung mit dem Fünften Teil des Kammergeset-
zes für die Heilberufe in der Pflege. 3Weitere Ausnahmen von
Satz 1 können von der Aufsichtsbehörde auf Antrag der Pfle-
gekammer Niedersachsen zugelassen werden, wenn die Erfül-
lung der Aufgaben der Abwicklung nach den Absätzen 1 und 2
nicht gefährdet wird.

§ 3

Personal

(1) 1Personen, die am 8. Mai 2021 in einem Arbeitsver-
hältnis zur Pflegekammer Niedersachsen standen, sind be-
rechtigt, sich um landesintern ausgeschriebene Arbeitsplätze
zu bewerben. 2Bei der Begründung eines Arbeitsverhältnis-
ses zum Land wird das Arbeitsverhältnis zur Pflegekammer
Niedersachsen so berücksichtigt, als hätte es zum Land bestan-
den.

(2) Die Pflegekammer Niedersachsen darf keine neuen Ar-
beits- oder Dienstverhältnisse mehr begründen. 

§ 4

Vermögen

1Das Vermögen der Pflegekammer Niedersachsen einschließ-
lich der Forderungen und Verbindlichkeiten geht mit Ablauf
des 30. November 2021 auf das Land über. 2Dies gilt insbe-
sondere für noch nicht erfüllte Ansprüche auf Rückerstattung
der für die Beitragsjahre 2018 und 2019 von den Kammermit-
gliedern erhobenen Beiträge gemäß § 8 Abs. 1 Sätze 3 bis 5
PflegeKG.

§ 5

Datenschutzrechtliche Regelungen

1Die personenbezogenen Daten der Personen, die vor dem
1. Dezember 2021 Kammermitglieder waren, dürfen vom
Land zur Erfüllung der Aufgaben der Abwicklung nach § 2
Abs. 1 Satz 2 und der Weiterbildung nach dem Niedersächsi-
schen Gesundheitsfachberufegesetz verarbeitet werden. 2Sie
sind unverzüglich zu löschen, sobald ihre Kenntnis nicht mehr
zur Erfüllung der Aufgaben nach Satz 1 erforderlich ist, frühes-
tens jedoch mit Ablauf des 31. Dezember 2023.

Artikel 2

Änderung des Niedersächsischen 
Gesundheitsfachberufegesetzes

Das Niedersächsische Gesundheitsfachberufegesetz vom
15. September 2016 (Nds. GVBl. S. 208), zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Dezember 2019 (Nds. GVBl.
S. 418), wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Abs. 1 werden nach dem Wort „Gesundheitsfachbe-
rufen“ das Komma und die Worte „die nicht dem Kammer-
gesetz für die Heilberufe in der Pflege unterliegen,“ ge-
strichen.

2. § 11 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

bb) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Vor dem 1. Dezember 2021 nach § 28 des Kam-
mergesetzes für die Heilberufe in der Pflege (PflegeKG)
erteilte Anerkennungen zum Führen einer Weiter-
bildungsbezeichnung gelten als Erlaubnisse nach
§ 1 Abs. 1 weiter.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Es wird der folgende neue Satz 2 eingefügt:

„2Eine vor dem 1. Dezember 2021 nach § 29
PflegeKG erteilte Zulassung einer Weiterbildungs-
stätte gilt als Anerkennung nach § 3 weiter.“

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 und wie folgt ge-
ändert:

Das Wort „Sie“ wird durch die Worte „Die Anerken-
nung“ ersetzt. 

c) Es wird der folgende Absatz 4 angefügt:

„(4) Wer vor dem 1. Dezember 2021 an einer nach
§ 3 anerkannten Weiterbildungsstätte eine Weiterbildung
begonnen hat, kann die Weiterbildung nach den am
30. November 2021 geltenden Rechtsvorschriften ab-
schließen.“
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3. Es wird der folgende Dritte Abschnitt angefügt:

„D r i t t e r  A b s c h n i t t

Berufe in der Pflege

§ 14

Berufspflichten für Berufe in der Pflege
1Personen, die die Erlaubnis haben, die Berufsbezeich-

nung

1. ,Pflegefachfrau‘ oder Pflegefachmann‘,

2. ,Altenpflegerin‘ oder Altenpfleger‘,

3. ,Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin‘ oder ,Ge-
sundheits- und Kinderkrankenpfleger‘

zu führen, sind verpflichtet, ihren Beruf gewissenhaft aus-
zuüben. 2Sie haben dabei insbesondere die Würde und das
Selbstbestimmungsrecht der Pflegebedürftigen zu respek-
tieren und ihre pflegerischen Leistungen dem allgemein
anerkannten Stand wissenschaftlicher Erkenntnisse ent-
sprechend zu erbringen. 3Sie haben sich über die für die
Berufsausübung geltenden Bestimmungen zu unterrichten
und diese zu beachten. 4Sie haben sich so fortzubilden,
dass sie mit der beruflichen Entwicklung so weit Schritt
halten, wie dies für eine sichere und wirksame berufliche
Leistung erforderlich ist. 5Sie sind verpflichtet, mit den
Angehörigen der eigenen sowie anderer Berufsgruppen
kollegial zusammenzuarbeiten. 6Das Fachministerium wird
ermächtigt, das Nähere zu den Berufspflichten durch Ver-
ordnung zu bestimmen.

§ 15

Ethikkommission für Berufe in der Pflege

1Das Land richtet eine Ethikkommission für Berufe in
der Pflege ein. 2Ihre Aufgabe ist es, die Angehörigen der
Berufe in der Pflege (§ 14 Satz 1 Nrn. 1 bis 3) und deren
Organisationen in berufsethischen Fragen zu beraten so-
wie Empfehlungen für berufsethisches Handeln in der
Pflege zu erarbeiten. 3Die Ethikkommission ist mindestens
zur Hälfte mit Frauen zu besetzen. 4Die Mitglieder der
Ethikkommission werden ehrenamtlich tätig; sie sind nicht

weisungsgebunden. 5Das Fachministerium bestimmt durch
Verordnung

1. das Nähere über die Aufgaben der Ethikkommission,

2. die Voraussetzungen für die Tätigkeit der Ethikkom-
mission sowie das Verfahren,

3. die Zusammensetzung der Ethikkommission,

4. die Berufung der Mitglieder der Ethikkommission ein-
schließlich der Anforderungen an ihre Sachkunde und
Unabhängigkeit,

5. die Pflichten und die Entschädigung der Mitglieder der
Ethikkommission sowie

6. die Geschäftsführung der Ethikkommission.“

Artikel 3

Änderung des Niedersächsischen
Krankenhausgesetzes

§ 3 Abs. 2 des Niedersächsischen Krankenhausgesetzes vom
19. Januar 2012 (Nds. GVBl. S. 2), zuletzt geändert durch Arti-
kel 4 des Gesetzes vom 15. Juli 2020 (Nds. GVBl. S. 244), wird
wie folgt geändert:

1. Am Ende der Nummer 7 wird das Komma durch einen
Punkt ersetzt.

2. Nummer 8 wird gestrichen.

Artikel 4

Inkrafttreten

(1) 1Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft. 2Abweichend von Satz 1 treten die Artikel 2 und 3 am
1. Dezember 2021 in Kraft. 

(2) Das Kammergesetz für die Heilberufe in der Pflege vom
14. Dezember 2016 (Nds. GVBl. S. 261), zuletzt geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. November 2020 (Nds.
GVBl. S. 391), tritt am 1. Dezember 2021 außer Kraft.

Hannover, den 28. April 2021

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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Niedersächsische Verordnung 
über düngerechtliche Anforderungen

zum Schutz der Gewässer 
vor Verunreinigung durch Nitrat oder Phosphat

(NDüngGewNPVO)*)

Vom 3. Mai 2021

Aufgrund des § 3 Abs. 4 Satz 1 in Verbindung mit Satz 2
Nr. 3 und mit Abs. 5 des Düngegesetzes vom 9. Januar 2009
(BGBl. I S. 54, 136), zuletzt geändert durch Artikel 277 der
Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328), in Verbin-
dung § 13 Abs. 2 und mit § 13 a Abs. 1, 3 und 6 der Düngever-
ordnung vom 26. Mai 2017 (BGBl. I S. 1305), geändert durch
Artikel 1 der Verordnung vom 28. April 2020 (BGBI. I S. 846),
wird verordnet:

§ 1

Regelungsgegenstand

Zum Schutz der Gewässer vor Verunreinigung durch Nitrat
oder Phosphat werden gemäß § 13 a Abs. 1 der Düngeverord-
nung (DüV) vom 26. Mai 2017 (BGBl. I S. 1305), geändert
durch Artikel 1 der Verordnung vom 28. April 2020 (BGBI. I
S. 846), in Verbindung mit der AVV Gebietsausweisung vom
3. November 2020 (BAnz AT 10.11.2020 B4) 

1. in § 2

a) die Gebiete ausgewiesen, die im Sinne des § 13 a Abs. 1
Satz 1 Nr. 1, 2 oder 3 DüV mit Nitrat belastet sind (Ge-
bietskulisse Grundwasser), und

b) hydrologische Einzugsgebiete oder Teileinzugsgebiete
von Oberflächenwasserkörpern ausgewiesen, die im
Sinne des § 13 a Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 DüV eutrophiert
sind (Gebietskulisse Oberflächengewässer), 

2. in den §§ 3 und 4 für die in § 2 ausgewiesenen Gebiete zu-
sätzliche abweichende Anforderungen aufgestellt und

3. in § 5 ergänzende Anforderungen für Betriebsinhaberin-
nen und Betriebsinhaber in Bezug auf die in § 5 Abs. 1 be-
zeichneten Betriebe geregelt. 

§ 2

Ausweisung von Gebieten

(1) Als mit Nitrat belastete und als eutrophierte Gebiete
werden die aus der Übersichtskarte der Anlage 1 und den De-
tailkarten der Anlage 2 ersichtlichen Gebiete ausgewiesen. 

(2) 1Den Gebietsabgrenzungen in den Anlagen 1 und 2 liegt
hinsichtlich der landwirtschaftlichen Flächen der Stand der
Feldblöcke vom 1. Februar 2021 zugrunde. 2Verändert sich
der Zuschnitt von Feldblöcken nach dem 1. Februar 2021, so
gehören die neu zugeschnittenen Feldblöcke zu der jeweiligen
Gebietskulisse, wenn sich ihre Fläche überwiegend in den nach
Absatz 1 ausgewiesenen Gebieten befindet. 3Änderungen nach
Satz 2 werden am auf die Änderung folgenden 15. Januar
wirksam. 4Ein Feldblock ist eine von dauerhaften Grenzen
umgebene zusammenhängende landwirtschaftliche Fläche ei-
ner Betriebsinhaberin, eines Betriebsinhabers oder mehrerer
Betriebsinhaberinnen oder Betriebsinhaber.

(3) Das Servicezentrum Landentwicklung und Agrarför-
derung stellt die Gebietskulissen unter der Internet-Adresse
https://sla.niedersachsen.de/landentwicklung/LEA/ dar.

*) Diese Verordnung dient auch der Umsetzung
1. der Richtlinie 91/676/EWG des Rates vom 12. Dezember 1991

zum Schutz der Gewässer vor Verunreinigung durch Nitrat aus
landwirtschaftlichen Quellen (ABl. EG Nr. L 375 S. 1), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1137/2008 (ABl. EU Nr.
L 311 S. 1), und

2. der Richtlinie 2001/81/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 23. Oktober 2001 über nationale Emissionshöchst-
mengen für bestimmte Luftschadstoffe (ABl. EG Nr. L 309 S. 22),
zuletzt geändert durch die Richtlinie (EU) 2016/2284 (ABl. EU
Nr. L 344 S. 1).

§ 3

Zusätzliche abweichende Anforderungen 
für die Gebietskulisse Grundwasser 

Für die Gebietskulisse Grundwasser gelten die folgenden
zusätzlichen Anforderungen:

1. Abweichend von § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 DüV ist vor dem
Aufbringen wesentlicher Mengen an Stickstoff der im Bo-
den verfügbare Stickstoff von der Betriebsinhaberin oder dem
Betriebsinhaber auf jedem Schlag oder jeder Bewirtschaf-
tungseinheit, außer auf Grünlandflächen, Dauergrünland-
flächen und Flächen mit mehrschnittigem Feldfutterbau,
für den Zeitpunkt der Düngung, mindestens aber jährlich,
durch Untersuchung repräsentativer Proben zu ermitteln;
dies gilt nicht für die in § 10 Abs. 3 DüV genannten Flä-
chen und Betriebe.

2. Abweichend von § 6 Abs. 1 Satz 1 DüV sind die dort ge-
nannten Düngemittel beim Aufbringen auf unbestelltes
Ackerland unverzüglich, jedoch spätestens innerhalb ei-
ner Stunde nach Beginn des Aufbringens, einzuarbeiten;
§ 6 Abs. 1 Sätze 2 bis 4 DüV bleibt unberührt. 

§ 4

Zusätzliche abweichende Anforderungen 
für die Gebietskulisse Oberflächengewässer

Für die Gebietskulisse Oberflächengewässer gelten die fol-
genden zusätzlichen Anforderungen:

1. Abweichend von § 3 Abs. 6 Satz 1 DüV dürfen 

a) auf Schlägen mit einem Humusgehalt von bis zu 15
Prozent, bei denen die Bodenuntersuchung nach § 4
Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 DüV ergeben hat, dass der Phos-
phatgehalt im Durchschnitt (gewogenes Mittel) 

aa) 25 Milligramm Phosphat je 100 Gramm Boden
nach der CAL-Methode, 

bb) 31,25 Milligramm Phosphat je 100 Gramm Boden
nach der DL-Methode oder 

cc) 4,5 Milligramm Phosphor je 100 Gramm Boden
nach dem EUF-Verfahren 

überschreitet, und 

b) auf Schlägen mit einem Humusgehalt von über 15 Pro-
zent, bei denen die Bodenuntersuchung nach § 4 Abs. 4
Satz 1 Nr. 2 DüV ergeben hat, dass der Phosphatgehalt
im Durchschnitt (gewogenes Mittel) 

aa) 12 Milligramm Phosphat je 100 Milliliter Boden
nach der CAL-Methode, 

bb) 15 Milligramm Phosphat je 100 Milliliter Boden
nach der DL-Methode oder 

cc) 2,2 Milligramm Phosphor je 100 Milliliter Boden
nach dem EUF-Verfahren 

überschreitet, 

phosphathaltige Düngemittel höchstens bis zu 75 Prozent
und ab dem 1. Januar 2023 höchstens bis zu 50 Prozent
der erwarteten Nährstoffabfuhr aufgebracht werden.

2. 1Außerdem dürfen abweichend von § 3 Abs. 6 Satz 1 DüV

a) auf Schlägen mit einem Humusgehalt von bis zu 15 Pro-
zent, bei denen die Bodenuntersuchung nach § 4 Abs. 4
Satz 1 Nr. 2 DüV ergeben hat, dass der Phosphatgehalt
im Durchschnitt (gewogenes Mittel) 
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aa) 40 Milligramm Phosphat je 100 Gramm Boden nach
der CAL-Methode, 

bb) 50 Milligramm Phosphat je 100 Gramm Boden nach
der DL-Methode oder 

cc) 7,2 Milligramm Phosphor je 100 Gramm Boden nach
dem EUF-Verfahren 

überschreitet, und 

b) auf Schlägen mit einem Humusgehalt von über 15 Pro-
zent, bei denen die Bodenuntersuchung nach § 4 Abs. 4
Satz 1 Nr. 2 DüV ergeben hat, dass der Phosphatgehalt
im Durchschnitt (gewogenes Mittel) 

aa) 20 Milligramm Phosphat je 100 Milliliter Boden
nach der CAL-Methode, 

bb) 25 Milligramm Phosphat je 100 Milliliter Boden
nach der DL-Methode oder 

cc) 3,6 Milligramm Phosphor je 100 Milliliter Boden
nach dem EUF-Verfahren 

überschreitet, 

phosphathaltige Düngemittel höchstens bis zu 50 Prozent
der erwarteten Nährstoffabfuhr und ab dem 1. Januar 2023
gar nicht aufgebracht werden. 2Für Betriebe, die nach § 35
der Verordnung (EU) 2018/848 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 30. Mai 2018 über die ökologi-
sche/biologische Produktion und die Kennzeichnung von
ökologischen/biologischen Erzeugnissen sowie zur Aufhe-
bung der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates (ABl.
EU Nr. L 150 S. 1; 2020 Nr. L 37 S. 26, Nr. L 324 S. 65), zu-
letzt geändert durch die Delegierte Verordnung (EU) 2020/
1794 der Kommission vom 16. September 2020 (ABl. EU
Nr. L 402 S. 23), zertifiziert sind, bleibt der Höchstwert
von 50 Prozent der erwarteten Nährstoffabfuhr nach Satz 1
auch über den 31. Dezember 2022 hinaus maßgeblich. 

3. Abweichend 

a) von § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 in Verbindung mit Satz 2
DüV ist beim Aufbringen von stickstoff- oder phosphat-
haltigen Düngemitteln, Bodenhilfsstoffen, Kultursub-
straten und Pflanzenhilfsmitteln ein Abstand von min-
destens 5 Metern einzuhalten,

b) von § 5 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 DüV dürfen stickstoff- oder
phosphathaltige Düngemittel, Bodenhilfsstoffe, Kultur-
substrate und Pflanzenhilfsmittel innerhalb eines Ab-
standes von 10 Metern zur Böschungsoberkante nicht
aufgebracht werden und

c) von § 5 Abs. 3 Satz 2 DüV dürfen stickstoff- oder phos-
phathaltige Düngemittel, Bodenhilfsstoffe, Kultursub-
strate und Pflanzenhilfsmittel bei einer Hangneigung
nach § 5 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 DüV innerhalb eines Ab-
standes von 10 bis 30 Metern zur Böschungsoberkante
nur in der dort genannten Weise aufgebracht werden.

4. Abweichend von § 6 Abs. 8 Satz 3 DüV dürfen Düngemit-
tel mit einem wesentlichen Gehalt an Phosphat in der Zeit
vom 1. Dezember bis zum Ablauf des 15. Februar nicht
aufgebracht werden. 

§ 5 

Ergänzende Anforderungen für 
Betriebsinhaberinnen und Betriebsinhaber 

(1) 1Betriebsinhaberinnen und Betriebsinhaber von Betrieben,

1. deren landwirtschaftlich genutzte Flächen vollständig in
der Gebietskulisse Grundwasser oder der Gebietskulisse
Oberflächengewässer liegen oder 

2. deren landwirtschaftlich genutzte Flächen nur teilweise in
der Gebietskulisse Grundwasser oder der Gebietskulisse
Oberflächengewässer liegen, wenn dieser Anteil 

a) mindestens 30 Prozent der landwirtschaftlich genutz-
ten Fläche des Betriebes und zugleich 10 Hektar oder

b) 30 Hektar umfasst,

haben ergänzend sicherzustellen, dass die jährliche betriebli-
che Gesamtsumme des Düngebedarfs nach § 10 Abs. 1 Satz 2
DüV, bei Stickstoff in Verbindung mit § 13 a Abs. 2 Nr. 1
Halbsatz 1 DüV und unter Berücksichtigung der Ausnutzung
im Jahr des Ausbringens nach § 3 Abs. 5 DüV, bei den Dün-
gungsmaßnahmen nicht überschritten wird. 2Wird im Rah-
men einer Fruchtfolge die voraussichtliche Phosphatabfuhr
für einen Zeitraum von höchstens drei Jahren zugrunde gelegt
(§ 3 Abs. 6 Satz 1 DüV) und wird der Phosphatdüngebedarf im
Rahmen dieser Fruchtfolge ermittelt (§ 4 Abs. 3 Satz 2 DüV),
so ist sicherzustellen, dass die betriebliche Gesamtsumme des
Düngebedarfs abweichend von Satz 1 innerhalb des gewähl-
ten Zeitraumes bei den Düngungsmaßnahmen nicht über-
schritten wird. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Betriebsinhaberinnen und
Betriebsinhaber haben die nach § 10 Abs. 1 und 2 Satz 1 DüV
aufzuzeichnenden Angaben für jeden Schlag des Betriebes
aufzuzeichnen.

(3) 1Die in Absatz 1 genannten Betriebsinhaberinnen und
Betriebsinhaber haben vor dem 1. April des auf das jeweils ab-
gelaufene Düngejahr folgenden Kalenderjahres, erstmals vor
dem 1. April 2022, durch Eingabe in die von der zuständigen
Behörde bereitgestellte Datenbank elektronisch zu melden:

1. die nach § 10 Abs. 1 Satz 1 DüV in Verbindung mit Absatz 2
aufzuzeichnenden Angaben über den Düngebedarf je Schlag,

2. die nach § 10 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1 DüV zusammenzu-
fassende jährliche betriebliche Gesamtsumme des Dünge-
bedarfs der Schläge,

3. den nach § 13 a Abs. 2 Nr. 1 Halbsatz 1 DüV für Flächen,
die in der Gebietskulisse Grundwasser liegen, zu einer
jährlichen betrieblichen Gesamtsumme zusammenzufas-
senden und aufzuzeichnenden Stickstoffdüngebedarf, 

4. die nach § 10 Abs. 2 Satz 1 DüV in Verbindung mit Absatz 2
aufzuzeichnenden Angaben über die Düngungsmaßnah-
men je Schlag, ergänzt um das Datum der einzelnen Dün-
gungsmaßnahmen, bei Stickstoff unter Berücksichtigung
der Ausnutzung im Jahr des Ausbringens nach § 3 Abs. 5
DüV,

5. bei Weidehaltung die nach § 10 Abs. 2 Satz 2 DüV in Ver-
bindung mit Absatz 2 aufzuzeichnenden Angaben zur
Weidehaltung,

6. die nach § 10 Abs. 2 Satz 3 Halbsatz 1 DüV zusammenzu-
fassende jährliche betriebliche Gesamtsumme des Nähr-
stoffeinsatzes,

7. die nach Maßgabe des § 10 Abs. 1 und 2 in Verbindung
mit Nummer 2 Ziffer 14 der Anlage 5 der Düngeverord-
nung aufzuzeichnende Summe des aufgebrachten Gesamt-
stickstoffs und die der Aufzeichnung zugrundeliegenden
Ausgangsdaten sowie

8. die Angaben nach Nummer 1 der Anlage 5 der Düngever-
ordnung. 

2Zur eindeutigen Bezeichnung des Betriebes nach der Anlage 5
der Düngeverordnung sind der Name der Betriebsinhaberin
oder des Betriebsinhabers, die Anschrift des Betriebes sowie
die vorhandenen Betriebs-, Zulassungs- und Registriernum-
mern nach Absatz 4 Satz 1 oder die Betriebsnummer nach Ab-
satz 4 Satz 2 anzugeben.

(4) 1Betriebs-, Zulassungs- und Registriernummern sind

1. die Betriebsnummer nach § 17 der InVeKoS-Verordnung
vom 24. Februar 2015 (BGBl. I S. 166), zuletzt geändert
durch Artikel 1 der Verordnung vom 29. Januar 2021
(BGBl. I S. 146), in der jeweils geltenden Fassung,

2. die von der zuständigen Behörde nach § 1 Abs. 2 Nr. 4 der
Niedersächsischen Verordnung über Meldepflichten und
die Aufbewahrung von Aufzeichnungen in Bezug auf Wirt-
schaftsdünger zugeteilte Betriebsnummer, 
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3. die Zulassungsnummer für Biogasanlagen nach § 26 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 der Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsver-
ordnung vom 27. Juli 2006 (BGBl. I S. 1735), zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Dezember 2018
(BGBl. I S. 2254), in der jeweils geltenden Fassung und

4. die Registriernummer nach § 26 Abs. 2 der Viehverkehrs-
verordnung (ViehVerkV) in der Fassung vom 26. Mai 2020
(BGBl. I S. 1170) in der jeweils geltenden Fassung bei Vor-
handensein mehrerer Registernummern nach § 26 Abs. 2
ViehVerkV die Nummern aller Betriebsstätten in Nieder-
sachsen einschließlich der Anschriften der Betriebsstätten.

2Ist eine Nummer nach Satz 1 nicht vorhanden, so hat die Be-
triebsinhaberin oder der Betriebsinhaber eine Betriebsnum-
mer bei der zuständigen Behörde anzufordern.

§ 6

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 14 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a, b
oder c des Düngegesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig 

1. entgegen § 3 Nr. 1 den im Boden verfügbaren Stickstoff
nicht durch Untersuchung repräsentativer Proben ermit-
telt,

2. entgegen § 3 Nr. 2 Düngemittel nicht innerhalb einer Stunde
nach Beginn des Aufbringens einarbeitet,

3. entgegen § 4 Nr. 1 oder 2 phosphathaltige Düngemittel
aufbringt,

4. entgegen § 4 Nr. 3 stickstoff- oder phosphathaltige Dünge-
mittel, Bodenhilfsstoffe, Kultursubstrate und Pflanzenhilfs-
mittel aufbringt,

5. entgegen § 4 Nr. 4 Düngemittel mit einem wesentlichen
Gehalt an Phosphat in der Zeit vom 1. Dezember bis zum
Ablauf des 15. Februar aufbringt,

6. entgegen § 5 Abs. 1 Satz 1 nicht sicherstellt, dass die jährli-
che betriebliche Gesamtsumme des Düngebedarfs bei den
Düngemaßnahmen nicht überschritten wird, 

7. entgegen § 5 Abs. 1 Satz 2 nicht sicherstellt, dass die be-
triebliche Gesamtsumme des Düngebedarfs innerhalb des
gewählten Zeitraumes bei den Düngemaßnahmen nicht
überschritten wird, oder

8. entgegen § 5 Abs. 3 eine Meldung nicht, nicht richtig,
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig abgibt.

§ 7

Inkrafttreten

1Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Niedersächsische Verordnung über
düngerechtliche Anforderungen zum Schutz der Gewässer
vor Verunreinigung durch Nitrat oder Phosphat vom 28. No-
vember 2019 (Nds. GVBl. S. 362) außer Kraft.

Hannover, den 3. Mai 2021

Die Niedersächsische Landesregierung

W e i l O t t e - K i n a s t
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Anlage 1*)
(zu § 2 Abs. 1)

Übersichtskarte 
der Gebietskulissen Oberflächengewässer

und Grundwasser

Karte im Maßstab 1 : 400 000

Anlage 2*)
(zu § 2 Abs. 1)

Detailkarten
der mit Nitrat belasteten und eutrophierten Gebiete

Karten im Maßstab 1 : 10 000
(Blätter 1 bis 1 478 und Legendenblatt)

*) Die Anlagen 1 und 2 werden als Anlagenband zu dieser Ausgabe
des Niedersächsischen Gesetz- und Verordnungsblattes herausgege-
ben. Abonnenten wird der Anlagenband auf Anforderung ohne be-
sondere Berechnung übersandt. Außerhalb des Abonnements er-
folgt die Lieferung gegen Kostenerstattung.
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Verordnung

über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Wasserrechts

Vom 30. April 2021

Aufgrund des § 129 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 des Niedersächsischen
Wassergesetzes vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. S. 64), zu-
letzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 10. Dezem-
ber 2020 (Nds. GVBl. S. 477), wird verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des
Wasserrechts vom 10. März 2011 (Nds. GVBl. S. 70), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 19. Juli 2019 (Nds. GVBl.
S. 216), wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 11 werden nach dem Klammerzusatz „(BGBl. I
S. 1373)“ ein Komma und die Worte „zuletzt geändert
durch Artikel 2 Abs. 4 des Gesetzes vom 9. Dezember
2020 (BGBl. I S. 2873)“ eingefügt.

b) In Nummer 23 werden im einleitenden Teil nach dem
Klammerzusatz „(BGBl. I S. 905)“ ein Komma und die
Worte „geändert durch Artikel 256 der Verordnung
vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328)“ eingefügt.

2. § 5 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. die Gewässeraufsicht nach § 100 WHG, einschließ-
lich der gewässerbezogenen Gefahrerforschung, in
Bezug auf

a) Maßnahmen nach § 57 Abs. 1 NWG sowie An-
lagen, Aufschüttungen und Abgrabungen, wenn
nach Nummer 1 das Landesamt für Bergbau,
Energie und Geologie für die Genehmigung nach
§ 57 NWG zuständig ist,

b) die in Nummer 3 bezeichneten Anlagen,

c) erlaubnisbedürftige Benutzungen eines Gewäs-
sers, die ein bergrechtlicher Betriebsplan vor-
sieht, und

d) Unfälle und andere unvorhergesehene Ereignisse,
die in einer Anlage, die der Bergaufsicht unter-

liegt, beim Umgang mit wassergefährdenden
Stoffen, beim Einsatz solcher Stoffe beim Boh-
ren oder Fördern oder beim Einbringen solcher
Stoffe in den Untergrund geschehen und zu einer
schädlichen Gewässerveränderung innerhalb
oder außerhalb der Anlage führen können,“.

b) Nummer 3 wird wie folgt geändert:

aa) Im einleitenden Teil wird nach der Angabe „§ 62
Abs. 1“ die Angabe „WHG“ eingefügt.

bb) Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

„c) die Aufgaben nach der Verordnung über An-
lagen zum Umgang mit wassergefährdenden
Stoffen, ausgenommen die Aufgabe nach § 49
Abs. 4, soweit nicht nach § 1 Nr. 23 Buchst. a
der Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küs-
ten- und Naturschutz zuständig ist,“.

c) Es werden die folgenden Nummern 4 und 5 angefügt:

„4. die Durchsetzung der Erfüllung der Pflicht zur Be-
stellung nach § 64 Abs. 1 WHG, die Anordnung der
Bestellung nach § 64 Abs. 2 Nr. 1 WHG und Be-
stimmungen nach § 65 Abs. 3 WHG in Bezug auf
Gewässerschutzbeauftragte, die wegen der in ei-
nem bergrechtlichen Betriebsplan vorgesehenen
Benutzung eines Gewässers nötig sind,

5. die Anordnung der Bestellung nach § 64 Abs. 2
Nr. 4 WHG und Bestimmungen nach § 65 Abs. 3
WHG in Bezug auf Gewässerschutzbeauftragte, die
im Zusammenhang mit Anlagen nötig sind, die als
Rohrleitungsanlagen einer Zulassung durch das
Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie be-
dürfen.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft.

Hannover, den 30. April 2021

Niedersächsisches Ministerium
für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz

L i e s

Minister



VAKAT
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